
BUNDESGERICHTSHOF

VIII ZB 16/87 BESCHLUSS

in dem Rechtsstreit

des Zahnarztes Fritz L in t

Klägers und Beschwerdeführers,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

den Zahnarzt Norbert P >latz in B<

Beklagten und Beschwerdegegner,

- Prozeßbevollmächtigte 
II. Instanz:

Rechtsanwälte 
und 
■  in

I
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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
durch den Vorsitzenden Richter Braxmaier und die Richter 
Dr. Skibbe, Treier, Dr. Paulusch und Groß

am 14. Oktober 1987

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde gegen den Beschluß 
des 22. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Köln vom 10. Juli 1987 wird auf Kosten des 
Klägers zurückgewiesen.

Wert des Beschwerdeverfahrens: 75.038,96 DM.

G r ü n d e

I. Der Beklagte ist vom Landgericht zur Zahlung von 
109.816,87 DM verurteilt worden. Auf seine Berufung hat das 
Oberlandesgericht durch Versäumnisurteil vom 27. Januar 1987 
unter Zurückweisung des weitergehenden Rechtsmittels den Be­
klagten zur Zahlung von 34.777,91 DM verurteilt und die 
Klage im übrigen abgewiesen. Dieses Urteil ist dem Prozeßbe­
vollmächtigten des Klägers am 20. Februar 1987 zugestellt 
worden. In dem Eingangsstempel ist handschriftlich in der 
Zeile "Beantw.:" "Tat.Best.Ber." und in der darunterliegen­
den Zeile "Erledigt:" "6.3.1987 not. sehe" eingetragen. Mit 
am 9. März 1987 bei Gericht eingegangenem Schriftsatz hat 
der Prozeßbevollmächtigte des Klägers für diesen Einspruch
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gegen das Versäumnisurteil eingelegt und am 23. März 1987 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung 
der Einspruchsfrist beantragt. Hierzu hat er geltend ge­
macht :

Seine am Tage der Zustellung für die Annahme der Ge­
richtspost zuständige Rechtsanwaltsgehilfin, Fräulein 

habe auf dem Urteil ordnungsgemäß den 
6. März 1987 als Einspruchsfrist notiert. Zusätzlich habe 
sie vermerkt, daß bis zu diesem Zeitpunkt ein etwaiger An­
trag auf Tatbestandsberichtigung gestellt werden müsse. Aus 
unerklärlichen Gründen sei im Fristenkalender für den 
6. März 1987 jedoch nur der Fristablauf für den Tatbestands­
berichtigungsantrag eingetragen worden. Er selbst habe am 
3. März 1987 die Einspruchsschrift diktiert und zum Schrei­
ben gegeben. Am 4. März 1987 sei er von einer anderen - mit 
der Fristenkontrolle betrauten - Büroangestellten gefragt 
worden, ob ein Tatbestandsberichtigungsantrag gestellt 
werde. Dies habe er verneint. Über die Einspruchsfrist sei 
dabei nicht gesprochen worden; er sei davon ausgegangen, daß 
die Frist ordnungsgemäß notiert sei, und habe zudem gewußt, 
daß der Schriftsatz bereits diktiert gewesen sei und die 
Akte sich bei der Diktatpost befunden habe. Die Einspruchs­
schrift sei dann am Freitag, den 6. März 1987, geschrieben 
worden. Da die Schreibkraft aber andere auf der Platte dik­
tierte Schriftsätze an diesem Tage nicht mehr habe fertig­
stellen können, sei ihm die Postmappe mit der Einspruchs­
schrift erst am 9. März 1987 zur Unterschrift vorgelegt wor­
den .
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II. Das Oberlandesgericht hat mit dem angefochtenen Be­
schluß den Antrag auf Wiedereinsetzung zurückgewiesen und 
den Einspruch gegen das Versäumnisurteil als unzulässig ver­
worfen. Die dagegen gerichtete sofortige Beschwerde ist 
statthaft (§§ 567 Abs. 3, 542 Abs. 3, 341 Abs. 2 Satz 2, 238 
Abs. 2 ZPO) sowie form- und fristgerecht eingelegt, hat je­
doch keinen Erfolg.

1. Zu Unrecht wird mit der Beschwerde die Auffassung 
vertreten, die Einspruchsfrist sei nicht versäumt, weil die 
zugestellte Kopie des Versäumnisurteils nicht die an eine 
Ausfertigung nach §§ 170, 317 ZPO zu stellenden Anforderun­
gen erfülle. Dabei ist unschädlich, daß die Urkunde nicht 
die Überschrift "Ausfertigung" trägt. Das Gesetz verlangt 
eine derartige Überschrift nicht. Es reicht aus, daß sich 
der Charakter als Ausfertigung aus dem nach § 317 Abs. 3 ZPO 
herzustellenden Ausfertigungsvermerk (dazu BGH Beschluß vom 
28. Februar 1985 - III ZB 11/84 = VersR 1985, 503) ergibt. 
Dieser ist zwar auf der vom Beschwerdeführer eingereichten 
Ablichtung schwer lesbar, im Zusammenhang mit der Unter­
schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle und dem 
Dienstsiegel aber noch hinreichend als solcher zu erkennen.

2. Das Oberlandesgericht hat die beantragte Wiederein­
setzung mit Recht nicht gewährt, weil es zu der Versäumung 
der am 6. März 1987 abgelaufenen Einspruchsfrist nicht ohne 
Verschulden des Prozeßbevollmächtigten des Klägers gekommen 
ist, das der Kläger sich zurechnen lassen muß (§ 85 Abs. 2 
ZPO) .

a) Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofes hat ein Rechtsanwalt, der die Berechnung und Notierung
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einfacher und in seinem Büro geläufiger Fristen einem gut 
ausgebildeten, als zuverlässig erprobten und sorgfältig 
überwachten Angestellten überlassen hat und überlassen 
durfte, den Fristenlauf zwar nicht bei jeder Vorlage der 
Handakten, aber immer dann eigenverantwortlich zu überprü­
fen, wenn ihm die Handakten im Zusammenhang mit einer frist­
gebundenen Prozeßhandlung, insbesondere zu deren Bearbeitung 
vorliegen (Senatsbeschluß vom 25. März 1981 - VIII ZB 27/81 
= VersR 1981, 551; BGH Urteil vom 15. Januar 1981 - VII ZB 
73/80 = VersR 1981, 459; Beschlüsse vom 1. Oktober 1981
- III ZB 18/81 = VersR 1982, 71, vom 20. Dezember 1984
- III ZB 28/84 = VersR 1985, 269, vom 25. März 1985 - II ZB 
2/85 = VersR 1985, 552 und vom 12. November 1986 - IVb ZB 
93/86 = VersR 1987, 463, jeweils m.Nachw.). Zu dieser not­
wendigen Nachprüfung gehört auch die Kontrolle des Bürover­
merks in den Handakten über die Eintragung der Frist im 
Fristenkalender (Senatsbeschluß vom 29. November 1972
- VIII ZB 56/72 = VersR 1973, 186; BGH Urteil vom 1. Juli 
1976 - III ZR 88/75 = VersR 1976, 1154; Beschlüsse vom
9. Januar 1964 - VII ZB 16/63 = VersR 1964, 269 und vom 
15. Mai 1972 - II ZB 2/72 = VersR 1972, 886). Hiervon abzu­
weichen besteht keine Veranlassung. Diese Rechtsprechung 
wird von der Erwägung getragen, daß der Rechtsanwalt sich 
zwar berechtigterweise von bestimmten routinemäßigen Büro­
arbeiten entlasten darf, daß dies aber dann nicht mehr gilt, 
wenn es um die gebotene Feststellung einer gesetzlichen Vor­
aussetzung geht, von der die Zulässigkeit der beabsichtigten 
Prozeßhandlung abhängt. Hieran hat sich entgegen der Ansicht 
der Beschwerde auch mit der Neufassung der Vorschrift des 
§ 233 ZPO durch die Vereinfachungsnovelle 1977 nichts geän­
dert .
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b) Hatte der Prozeßbevollmächtigte des Klägers die ihm 
am 3. März 1987 vorliegenden Handakten auf den Erledigungs­
vermerk hinsichtlich der Fristeneintragung überprüft, so 
hätten sich ihm zumindest Zweifel daran aufdrängen müssen, 
ob die Einspruchsfrist im Fristenkalender notiert war. Wäre 
er diesen Zweifeln nachgegangen, so hätte er das Fehlen der 
Eintragung im Fristenkalender entdeckt und ohne Zweifel für 
einen rechtzeitigen Eingang der Einspruchsschrift bei Ge­
richt Sorge tragen können.

Dem Beschwerdeführer kann nicht darin gefolgt werden, 
die Angestellte S c h ^ m H  seines Prozeßbevollmächtigten 
habe in den Handakten die Eintragung der Einspruchsfrist im 
Fristenkalender notiert, so daß dem Prozeßbevollmächtigten 
auch bei einer Überprüfung des ''Erledigungsvermerks" nichts 
aufgefallen wäre. Der Vermerk "Tat.Best.Ber." und - darunter 
stehend - "6.3.87 not. sehe" mußte jedenfalls den Verdacht 
nahelegen, es sei nur e i n e  Frist - und zwar für einen 
denkbaren Tatbestandsberichtigungsantrag - notiert worden. 
Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus einem Vergleich mit 
den Fristennotierungen der Angestellten S c h e l m  in ande­
ren Fällen. Wenn diese Angestellte dort z.B. in dem Ein­
gangsstempel in der Zeile "Beantw." "Tat.Best.Ber. 4.3." und 
in der Zeile "Erledigt:" "Rev. not. sehe" eingetragen hat, 
so fehlte im vorliegenden Fall gerade der Vermerk über die 
Eintragung des - der "Rev." entsprechenden - "Einspruchs". 
Auch wenn für einen Antrag auf Tatbestandsberichtigung die­
selbe zweiwöchige Frist gilt wie für den Einspruch gegen ein



Versäumnisurteil, folgte aus dem "Erledigungsvermerk" nicht 
zweifelsfrei, ob nur eine Frist für einen Tatbestandsberich­
tigungsantrag oder auch eine solche für den Einspruch no­
tiert war.

Braxmaier Dr. Skibbe Treier

Dr. Paulusch Groß


	BUNDESGERICHTSHOF

	2

	3

	4

	5

	6



